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Aufgrund der Dominanz der ökono-
mischen Folgen der Coronakrise wird 
eines weitgehend verdrängt: Aus öko-
logischer Sicht macht die Rückschau 
auf die erste Welle von Sars-CoV-2 und 
das politische Management der Krise 
durchaus einige Hoffnung. 

Deutschland hat Anfang April rund 
26 Prozent weniger CO2 als üblich emit-
tiert. Für das ganze Jahr 2020 prog- 
nostizieren Klimaforscher*innen ei-
nen Rückgang der globalen Emissio-
nen um 4,2 bis 7,5 Prozent.1 Es lässt sich 
kaum bezweifeln: Selten ist der indus-
trielle Teil der Weltgesellschaft mittels 
demokratisch eingeführter Maßnah-
men einen solchen Schritt in Richtung 
ökologische Nachhaltigkeit gegangen. 
Der nationale wie internationale Flug-
verkehr war in den letzten Monaten 
beinahe vollständig heruntergeregelt 
worden. Auf den Straßen fuhren ge-
mäß Bundesanstalt für Straßenwesen 
zeitweise rund 80 Prozent weniger Bus-
se und 70 Prozent weniger Pkw, in der 
Gesamtbetrachtung aller Kraftfahr-
zeuge ging der Verkehr um mehr als  
50 Prozent zurück.2 Alles zusammen 
hat zu deutlich besserer Luft in den 
Städten und weit weniger klimaschäd-
lichen Treibhausgasemissionen geführt 
– zumal auch in der Industrie die Emis-
sionen um 20 Prozent zurückgegangen 
sind.3 Mit Blick auf die soziale Dimen-
sion der Nachhaltigkeit fällt es aller-

1	 Corinne Le Quéré u.a., Temporary reduction 
in daily global CO2 emissions during the CO-
VID-19 forced confinement, in: „Nature Cli-
mate Change”, www.nature.com, 19.5.2020.

2	 Bundesanstalt für Straßenwesen, Auswirkun-
gen der Corona-Pandemie 2020 auf den Stra-
ßenverkehr, www.bast.de, 27.5.2020.

3	 Le Quéré u.a., a.a.O.

dings deutlich schwerer, eine eindeu-
tige (Zwischen-)Bilanz zu ziehen. Posi-
tiv verbuchen lassen sich hier die Ent-
schleunigung und der geringere Pro-
duktivitätsdruck in vielen Berufen, was 
zugleich mehr Zeit für geschlechterge-
rechte Reproduktions- und Sorgearbeit 
bedeutet – auch wenn Letztere für etli-
che Menschen, nicht nur Alleinerzie-
hende, zugleich mit erhöhter Anstren-
gung und Doppelbelastung verbun-
den sind. Andererseits kämpfen viele, 
besonders kleinere Unternehmen so-
wie (Solo-)Selbstständige mit drasti-
schen Gehaltseinbußen und teils dro-
henden Insolvenzen, was alles andere 
als sozial nachhaltig ist. Immerhin wur-
de in Deutschland und in etlichen ande-
ren wohlhabenden Ländern den meis-
ten Akteuren mit Stützungszahlungen 
und Liquiditätshilfen kurzfristig unter 
die Arme gegriffen; dieses Privileg ge-
nießen Menschen in den Ländern des 
globalen Südens, aber auch in den USA 
nicht. Auch wenn die Coronakrise somit 
in sozial-ökologischer Hinsicht sowohl 
zu einer Erhöhung der Lebensqualität 
als auch leider zu einer Erhöhung der 
sozialen Spannungen geführt hat: Das 
politische Management in Deutsch-
land kann im Großen und Ganzen für 
sich beanspruchen, mit Solidarität und 
öffentlicher Hilfe den Lebensunterhalt 
der meisten Bürger*innen gesichert 
und gleichzeitig einen einzigartigen 
Beitrag zur ökologischen Nachhaltig-
keit geleistet zu haben. 

Auch wenn sich die meisten Bür-
ger*innen derzeit zweifellos wün-
schen, dass wir in der Öffentlichkeit 
bald wieder ohne Mund-Nasen-Bede-
ckung auftreten dürfen, stellt sich da-

Tilman Santarius

Die Lehre aus Corona:  
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her die grundlegende Frage: Kann ei-
ne derart politisch gesteuerte Mäßi-
gung des Verkehrs, der Wirtschafts-
leistung und ergo der Treibhausgas- 
emissionen bei gleichzeitiger finan-
zieller und politischer Solidarität zur 
Wahrung eines würdigen Lebens aller 
Bürger*innen nicht ein Modell für eine 
zukunftsfähige Gesellschaft sein? 

Mitnichten – meint offenbar die gro-
ße Mehrzahl der Expert*innen. Wie 
die fast einhellige Zustimmung zum 
gewaltigen Konjunkturprogramm der 
Bundesregierung zeigt, scheint es ei-
ne stille Übereinkunft unter Deutsch-
lands Ökonom*innen, Politiker*innen 
und sogar vielen Vertreter*innen der 
Zivilgesellschaft zu geben, möglichst 
bald zum Status quo vor der Krise zu-
rückzukehren. Ob rechts oder links, 
ob Umwelt- oder Sozialverbände: Die 
meisten Stimmen im gegenwärti-
gen öffentlichen Diskurs plädieren für 
massive staatliche Neuverschuldung, 
um möglichst rasch die Produktion 
und den Konsum wieder zum Brum-
men zu bringen und die Wachstums-
wirtschaft wieder herzustellen – inklu-
sive fortlaufend steigendem Produkti-
vitätsdruck und Zeitstress für die Ein-
zelnen. Von dem historisch beispiello-
sen Mut aber, mit dem die Regierungen 
erst vor drei Monaten dem Gemein-
wohl klar den Vorrang vor der Siche-
rung von Unternehmensgewinnen und 
Arbeitsplätzen eingeräumt hat, ist nur 
noch Mittelmaß übriggeblieben. Statt 
das politische Management der Co-
ronakrise als Einstand für den Über-
gang in eine solidarische und umwelt-
freundliche Ökonomie zu betrachten, 
geht es darum, möglichst schnell in 
die „schöne alte Welt“ zurückzukeh-
ren. Ein bisschen Geld für Elektroautos 
und ein paar andere Ingredienzien ei-
nes Green Deal sollen dabei den Rück-
schritt als Fortschritt kaschieren. 

Doch ist das überhaupt ein realisti-
scher Plan? Zweifel sind angebracht, 
ob ein Zurück auf den alten Wachs-
tumspfad in der kurzen Frist überhaupt 
möglich sein wird. Erstens werden die 

Virolog*innen nicht müde, daran zu er-
innern, dass die Gefahr einer zweiten 
Welle droht. Zweitens steht etlichen 
Ländern, insbesondere dem globalen 
Süden, die Coronakrise in ihrer gan-
zen Dramatik noch bevor. Global dürfte 
es daher weitere Nachfrageeinbrüche 
oder Lieferengpässe geben, zum Nach-
teil der deutschen und europäischen 
Konjunktur. Für die europäische Wirt-
schaft ist vor allem die Entwicklung in 
den USA als zentraler Handelspartner 
von Bedeutung. Wenn hier die Achter-
bahnfahrt anhält, die durch das defizi-
täre Gesundheitssystem und das igno-
rante Management des US-Präsiden-
ten verursacht wird, schlägt sich dies in 
Deutschland nicht nur in anhaltenden 
Reisebeschränkungen nieder, sondern 
vor allem in einer anhaltenden Baisse 
der Exporte. Insofern sollte mitnichten 
davon ausgegangen werden, dass die 
deutsche und globale Wirtschaft bloß 
ein vorübergehendes Einknicken er-
lebt haben und sich nun rasch wieder 
erholen werden. 

Es ist daher fraglich, ob die keynesi- 
anische Rezeptur einer Konjunkturpo-
litik jetzt ein kluger Einsatz begrenz-
ter öffentlicher Mittel ist. Wenn die 
Virolog*innen recht haben, könnte sie 
auch als fulminante Verschwendung 
von Steuergeldern bei massiver Neu-
verschuldung enden. Denn Konjunk-
turankurbelung wird schlicht nicht 
fruchten, wenn Fabrikproduktion, Be-
rufsausübung und Konsum als die hei-
lige Trinität der Industriegesellschaft 
weiterhin oder wiederkehrend einge-
schränkt werden müssen. 

Die massiven Unsicherheiten, wie es 
mit der von Corona ausgehenden Ge-
fahr weitergehen wird, sind daher ein 
trefflicher Anlass, den aus jeder Wirt-
schaftskrise bekannten Ruf nach öffent-
lich finanzierter Ankurbelung der Kon-
junktur in Frage zu stellen. Viel sinnvol-
ler könnte es sein, die knappen öffent-
lichen Mittel für strukturelle Maßnah-
men einzusetzen, um die Wirtschaft auf 
einem insgesamt niedrigeren Niveau 
des Bruttoinlandsprodukts funktions- 
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fähig zu halten. Langfristig und auch 
für eine Zeit nach Corona ist es ohne-
hin angezeigt, die Wirtschaft unab-
hängiger von Angebots- und Nachfra-
geschwankungen zu machen. Denn in 
Zeiten zunehmenden Klimawandels, 
schwindender Ressourcen bei steigen-
der Weltbevölkerung sowie einem bei-
spiellosen Verlust der Artenvielfalt und 
der Funktionsfähigkeit des „Web of Li-
fe“ auf dem Planeten dürften uns noch 
ganz andere (Wirtschafts-)Krisen be-
vorstehen. Wenn sie alle mit milliarden-
schweren Konjunkturpaketen kuriert 
werden sollen, werden die Wurzeln des 
Problems nie angegangen und zugleich 
den kommenden Generationen eine 
noch übermächtigere Schuldenlast auf-
gebürdet. Nur grundlegende struktu-
relle Maßnahmen können für die ganze 
Bevölkerung Einkommen, Arbeitsplät-
ze und eine stabile Versorgung insbe-
sondere durch die sozialen Sicherungs-
systeme garantieren, ohne dass ein 
Zwang zu fortlaufendem Wirtschafts-
wachstum besteht. 

Über Neoklassik und Keynes hinaus: 
Eine krisenfeste Wirtschaft denken

Die gute Nachricht ist: Aus volkswirt-
schaftlicher Sicht kann eine Wirtschaft 
auch auf einer niedrigeren Produk- 
tionsebene und ohne Wachstum stabil 
und funktionsfähig sein – und dabei 
die Umwelt weitaus weniger belas-
ten. Produktion und Einnahmen von 
Unternehmen gehen zurück, weil die 
Nachfrage nach Gütern und Dienst-
leistungen stark sinkt – oder Unter-
nehmen wie im Fall von Corona zur 
Ansteckungsprävention die Produktion 
einschränken müssen. Dadurch verdie-
nen die Menschen zwar weniger; sie 
benötigen aber im Durchschnitt auch 
weniger Geld, da sie weniger konsu-
mieren. Dem geringeren Angebot steht 
also eine geringere Nachfrage gegen-
über. Aus ökologischer Sicht geht es je-
doch gerade darum, nämlich ein neues 
Gleichgewicht auf einem niedrigeren 

Niveau zu finden. Um das zu erzielen, 
bedarf es erstens einer Reduktion der 
gesamtwirtschaftlichen Arbeitsmen-
ge. Das kann durch eine allgemeine 
Arbeitszeitverkürzung im Sinne einer 
„Kurzen Vollzeit“ umgesetzt werden. 
So könnte eine 32-Stunden- oder ei-
ne 24-Stunden-Woche die bisherige 
Vollarbeitszeit von rund 40 Stunden 
pro Woche ersetzen – eine Situation, 
die während der letzten Monate des 
Corona-Shutdowns ohnehin für viele 
galt und an die sich etliche gar nicht so 
ungern gewöhnt haben. 

Bei einem insgesamt niedrigeren 
BIP wird der Bedarf der Unternehmen 
an Arbeitnehmer*innen abnehmen 
und die Arbeitslosigkeit steigen. Daher 
muss zweitens endlich ein allgemei-
nes Grundeinkommen eingeführt wer-
den, das soziale Sicherung, (Klein-)Un-
ternehmertum und selbstständiges Tä-
tigsein unabhängig von einer krisenbe-
dingt schwankenden Konjunktur und 
nach Abschied der (alten) Vollarbeits-
zeit insbesondere für Geringverdie-
nende garantiert. Das Grundeinkom-
men dürfte nicht lediglich auf dem Ni-
veau bestehender Existenzsicherun-
gen wie Hartz IV und Mindestrente 
liegen und müsste in der Auszahlung 
möglichst wenig Bürokratie erfordern. 
Mehrere Petitionen mit einer überwäl-
tigenden Summe an Unterschriften ha-
ben in der kurzen Zeit seit Corona deut-
lich gemacht, dass die Zeit dafür mehr 
als reif ist. 

Auch die Finanzierung des Grund-
einkommens kann auf den Zusam-
menhalt bauen, den die Bevölkerung 
in der Coronakrise bewiesen hat. Die 
erforderlichen Einnahmen können 
durch eine Solidaritätssteuer von Bes-
serverdienenden und Vermögenden 
bestritten werden, zum Beispiel, ver-
gleichbar der New-Deal-Ära, durch ei-
nen höheren Spitzensteuersatz von 70 
oder 80 Prozent und eine höhere und 
progressive Besteuerung von Vermö-
gen. Anstatt die Lösung der Coronakri-
se durch exorbitante Schulden faktisch 
in die Zukunft zu verlagern, würde die 
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Krise so in der Gegenwart bekämpft.  
Auch dieser Vorschlag ist nicht neu 
und wurde in der Vergangenheit wie-
derholt auch von renommierten Öko-
nom*innen in die Diskussion gebracht 
– zuletzt beispielsweise von Thomas 
Piketty. Meist scheitern drastische 
Steuererhöhungen an den realpoliti-
schen Kräfteverhältnissen und der all-
gemeinen Mutlosigkeit vieler Politi-
ker*innen in der sogenannten politi-
schen Mitte. Nun aber besteht „dank 
Corona“ ein Fenster der Möglichkei-
ten, in dieser höchst ungewöhnlichen 
Situation ungewöhnliche Maßnah-
men einzuführen. Zudem ist das altbe-
kannte Totschlagargument, drastische 
Steuererhöhungen führten zur Kapi-
talflucht, aufgrund der Coronabeding-
ten Einschränkungen des Handels und 
der (ausländischen) Investitionen der-
zeit ziemlich zahnlos. 

Drittens schließlich müssen die sozi-
alen Sicherungssysteme – Renten, Ar-
beitslosenhilfe, Gesundheit usw. – kon-
junktur- und wachstumsunabhängig 
gemacht werden. Dies wird eine Rei-
he spezifischer Maßnahmen erfordern, 
die hier nicht alle ausformuliert wer-
den können. Einige Beispiele für den 
Gesundheitssektor sollen sie exempla-
risch verdeutlichen. So könnte die Co-
ronakrise als Katalysator für eine Zu-
sammenlegung der privaten und ge-
setzlichen Krankenversicherungssys-
teme genutzt werden, was laut Studien 
sowohl Arbeitnehmer*innen als auch 
Arbeitgeber*innen Einsparungen be-
scheren und zugleich mehr Geld ins 
System bringen würde. Indem der Pfle-
ge- und Gesundheitssektor (Care Eco-
nomy) durch politische Anreizstruktu-
ren aufgewertet wird, würden sich Ar-
beitskräfte und Kaufkraft dorthin be-
wegen. Dafür können zusätzlich Um-
schulungsprogramme für Menschen 
aufgelegt werden, die andernorts kei-
ne Arbeit mehr finden und in den Ge-
sundheitssektor wechseln wollen. Zu-
gleich sollten steigende Löhne sowie 
ausreichend finanzielle Mittel zur Auf-
stockung des Personals garantiert wer-

den. Auch mit Blick auf die Zeit nach 
der Coronakrise sind Lohnsteigerun-
gen im Pflege- und Gesundheitssek-
tor sinnvoll. Denn das Gesundheitssys-
tem ist nicht erst seit Corona unterfi-
nanziert, und Ärzte- wie Pflegemangel 
gibt es bereits seit Längerem – zumal in 
einer stark alternden Gesellschaft. 

Vor allem aber müsste die Corona-
krise der Anlass für eine Transforma-
tion der bestehenden wachstumsab-
hängigen Wirtschaft sein – hin zu einer 
wachstumsbefriedeten Resilienz-Öko-
nomie. Dann würde auch das Errei-
chen globaler Nachhaltigkeitsziele ein 
gutes Stück näherrücken. Zudem gä-
be es jede Menge „Co-Benefits“: Ge-
mäß einer 2019 vorgelegten Studie der 
Umweltagentur EEA sterben in Euro-
pa jährlich rund 400 000 Personen vor-
zeitig an den Folgen der menschenge-
machten Luftverschmutzung, allein 
in Deutschland sind es rund 80 000.4 
Es hat wohl noch niemand ausgerech-
net, wie viele Menschen durch die Ver-
kehrs- und Produktionseinschränkun-
gen der letzten drei Monate vor einem 
früheren Tod bewahrt wurden. Viel-
leicht würde eine solche Rechnung so-
gar eine weitere Erklärung dafür bie-
ten, warum trotz der vielen Corona-To-
ten die Statistiken zahlreicher Länder 
keine Übersterblichkeit verzeichnen. 

Für Deutschland hat die Agora Ener-
giewende geschätzt, dass die Treib-
hausgasemissionen aufgrund des Co-
rona-Shutdowns um 30 bis 100 Mio. 
Tonnen CO2 im Jahr 2020 zurückge-
hen könnten.5 Das klingt gewaltig, da-
bei ist es grob genommen „nur“ genau 
das, was Deutschland als global ge-
rechten Beitrag zur Verhinderung ei-
ner gefährlichen globalen Erwärmung 
von mehr als 1,5 Grad Celsius dringend 
leisten muss – und zwar nicht nur die-
ses, sondern jedes Jahr. 

4	 Europäische Umweltagentur, Air quality in 
Europe – 2019 report, www.eea.europa.eu.

5	 Agora Energiewende, Auswirkungen der Co-
ronakrise auf die Klimabilanz Deutschlands. 
Eine Abschätzung der Emissionen 2020, 
www.agora-energiewende.de.
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